
Sachsen-Anhalt

Gesetz zum Schutz personenbezogener
Daten der Bürger (DSG-LSA)

Vom 18. Februar 2002 - Neubekanntmachung (GVBl. LSA S. 54).

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck des Gesetzes

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Anwendungsbereich

§ 4 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

§ 4a Automatisierte Einzelentscheidungen

§ 5 Datengeheimnis

§ 6 Technische und organisatorische Maßnahmen

§ 7 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

§ 8 Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten im Auftrag



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 2

Zweiter Abschnitt
Rechtsgrundlagen der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

§ 9 Datenerhebung

§ 10 Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

§ 11 Datenübermittlung an öffentliche Stellen

§ 12 Datenübermittlung an nicht-öffentliche Stellen

§ 13 Datenübermittlung ins Ausland sowie an über- oder

zwischenstaatliche Stellen

§ 14 Durchführung des Datenschutzes

§ 14a Beauftragter für den Datenschutz

Dritter Abschnitt
Rechte des Betroffenen

§ 15 Auskunft

§ 16 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

§ 17 Unabdingbare Rechte des Betroffenen

§ 18 Schadenersatz

§ 19 Anrufung des Landesbeauftragten für den Datenschutz

Vierter Abschnitt
Landesbeauftragter für den Datenschutz

§ 20 Berufung des Landesbeauftragten für den Datenschutz

§ 21 Rechtsstellung

§ 22 Aufgaben und Befugnisse

§ 23 Durchführung der Aufgaben

§ 24 Beanstandungen durch den Landesbeauftragten

Fünfter Abschnitt
Sondervorschriften

§ 25 Automatisierte Verfahren mittels mobiler personenbezogener

Datenträger

§ 26 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung besonders geschützter

personenbezogener Daten



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 3

§ 27 Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch

Forschungseinrichtungen

§ 28 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Personal- und

Bewerberdaten

§ 29 Fernmessen und Fernwirken

§ 30 Optisch-elektronische Beobachtung

§ 30a Öffentliche Auszeichnungen

Sechster Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 31 Strafvorschriften

§ 31a Bußgeldvorschriften

§ 32 Übergangsvorschriften

§ 33 Personenbezogene Daten aus ehemaligen Einrichtungen

§ 34 Verarbeitung personenbezogener Daten aus

ehemaligen Einrichtungen

§ 35 Widerspruchsrecht

§ 36 Sprachliche Gleichstellung

§ 36a Einschränkung von Grundrechten

§ 37 In-Kraft-Treten



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 4

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zweck des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den einzelnen davor zu schützen,
dass er durch den Umgang öffentlicher Stellen des Landes mit seinen
personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträch-
tigt wird.

(2) Die öffentlichen Stellen haben Verfahren zur Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten an dem Ziel auszurich-
ten, so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, zu
verarbeiten oder zu nutzen. Insbesondere ist von den Möglichkeiten
der Anonymisierung und Pseudonymisierung Gebrauch zu machen,
soweit dies möglich ist und der Aufwand in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren na-
türlichen Person (Betroffener). Handelt es sich dabei um Angaben über
die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse
oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit,
Gesundheit oder Sexualleben, sind diese personenbezogene Daten
besonderer Art. Allgemein zugänglich sind personenbezogene Daten,
die jedermann ohne oder nach vorheriger Anmeldung, Zulassung oder
Entrichtung eines Entgelts verwenden kann.
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(2) Automatisiert ist ein Verfahren, wenn personenbezogene Daten
programmgesteuert erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (auto-
matisiertes Verfahren); jede hierdurch entstehende Sammlung perso-
nenbezogener Daten, die programmgesteuert ausgewertet werden
kann, ist eine automatisierte Datei.

(2a) Eine nicht-automatisierte Datei ist jede sonstige Sammlung perso-
nenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist und nach bestimm-
ten Merkmalen geordnet, umgeordnet und ausgewertet werden kann
(nicht-automatisierte Datei).

(3) Eine Akte ist jede sonstige amtlichen, dienstlichen oder Geschäfts-
zwecken dienende Unterlage; dazu zählen auch Bild- und Tonträger.
Nicht hierunter fallen Vorentwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil
eines Vorgangs werden sollen.

(4) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.

(5) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und
Löschen personenbezogener Daten. Im einzelnen ist, ungeachtet der
dabei angewendeten Verfahren:

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personen-
bezogener Daten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weite-
ren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbe-
zogener Daten,

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenver-
arbeitung gewonnener personenbezogener Daten

a) an einen Dritten in der Weise, dass

aa) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder
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bb) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Da-
ten einsieht oder abruft

oder

b) durch Veröffentlichen,

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Da-
ten, um ihre weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezoge-
ner Daten.

(6) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es
sich nicht um Verarbeitung handelt.

(7) Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart,
dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an
Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren na-
türlichen Person zugeordnet werden können.

(7a) Pseudonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten
derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse ohne Nutzung der verwendeten Zuordnungsfunktion nicht
oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten
und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Per-
son zugeordnet werden können.

(8) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbe-
zogene Daten für sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies
durch andere im Auftrag vornehmen lässt.

(9) Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen
Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie diejenigen Personen und
Stellen, die im Inland, in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-
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schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum personenbezogene Daten im
Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen.

(10) Empfänger ist mit Ausnahme des Betroffenen jeder, der Daten
erhält; Empfänger ist auch eine andere Organisationseinheit der ver-
antwortlichen Stelle, die Daten zur Erfüllung eines anderen Zwecks
erhält.

(11) Ein mobiler personenbezogener Datenträger im Sinne dieses Ge-
setzes ist ein Speicher- oder Verarbeitungsmedium,

1. das zur Verfügung durch den Betroffenen bestimmt ist,

2. auf dem über die erstmalige Speicherung hinaus personenbezoge-
ne Daten automatisiert verarbeitet oder durch das personenbezo-
gene Daten automatisiert erhoben, verarbeitet oder genutzt werden
können und

3. bei dem die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung nach Nummer 2
durch andere als den Betroffenen erfolgt und der Betroffene dies
nur durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.

§ 3
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten durch Behörden, Organe der Rechtspflege und
andere öffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen des Landes, der
Gemeinden, der Landkreise und sonstiger der Aufsicht des Landes
unterstehender juristischer Personen des öffentlichen Rechts sowie
deren Vereinigungen, ungeachtet ihrer Rechtsform (öffentliche Stellen).
Nimmt eine nicht-öffentliche Stelle hoheitliche Aufgaben der öffentli-
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chen Verwaltung wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle im Sinne die-
ses Gesetzes.

(2) Bei der Anwendung dieses Gesetzes gelten folgende Einschrän-
kungen:

1. Soweit öffentliche Stellen als öffentlich-rechtliche Unternehmen am
Wettbewerb teilnehmen, gelten für sie und ihre Vereinigungen die
§§ 14, 14a, 19, 22 bis 24, 28 und 29. Im übrigen gelten mit Aus-
nahme der §§ 4d bis 4g und 38 die für nicht-öffentliche Stellen gel-
tenden Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes, einschließ-
lich der Straf- und Bußgeldvorschriften.

2. Für öffentlich-rechtliche Kreditinstitute und öffentlich-rechtliche Ver-
sicherungsanstalten sowie deren Vereinigungen gilt § 28, im Übri-
gen gelten anstelle dieses Gesetzes alle Vorschriften des Bundes-
datenschutzgesetzes, die auf privatrechtliche Unternehmen anzu-
wenden sind.

3. Dieses Gesetz gilt nicht für die Ausübung des Gnadenrechts.

(3) Soweit andere Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten
anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die
Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder
von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetz-
lichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt.

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt vor, soweit bei der
Ermittlung des Sachverhalts personenbezogene Daten erhoben, verar-
beitet oder genutzt werden.
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§ 4
Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

(1) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten sowie
deren Nutzung sind nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet oder soweit der Betroffene
eingewilligt hat.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf die
Bedeutung der Einwilligung, den Zweck der Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung sowie auf sein Recht und die Folgen der Verweigerung
der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf der Schriftform
und muss die Art der Daten, die Form ihrer Verarbeitung und die Drit-
ten, an die Übermittlungen vorgesehen sind, bestimmen, soweit nicht
wegen besonderer Umstände eine andere Form oder ein anderer Inhalt
angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärun-
gen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im äußeren
Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben. Der Betroffene kann
die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

(3) Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt werden, wenn si-
chergestellt ist, dass

1. sie nur durch eine eindeutige und bewusste Handlung des Betrof-
fenen erfolgen kann,

2. sie nicht unerkennbar verändert werden kann,

3. der Urheber erkannt werden kann,

4. die Einwilligung protokolliert wird und

5. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Betroffenen abgerufen
werden kann.

Satz 1 gilt für den Widerruf der Einwilligung entsprechend.
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(4) Auch wenn die rechtlichen Voraussetzungen vorliegen, dürfen per-
sonenbezogene Daten nicht erhoben, verarbeitet oder genutzt werden,
soweit sich der Betroffene hiergegen wegen einer besonderen persön-
lichen Situation wendet und eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdi-
ge Interesse des Betroffenen gegenüber dem Interesse der verantwort-
lichen Stelle oder eines Dritten an der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung überwiegt. Satz 1 gilt nicht

1. für die Verfassungsschutzbehörde im Rahmen ihrer Aufgabenstel-
lung nach § 4 des Gesetzes über den Verfassungsschutz im Land
Sachsen-Anhalt,

2. für öffentliche Stellen der Polizei im Rahmen der Gefahrenabwehr
oder Strafverfolgung,

3. für die Strafverfolgungsorgane im Rahmen der Strafverfolgung und

4. für die Finanzverwaltung, soweit sie personenbezogene Daten in
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der
Abgabenordnung zur Überwachung und Prüfung speichert.

§ 4a
Automatisierte Einzelentscheidungen

(1) Entscheidungen, die zu einer rechtlichen Beschwer des Betroffenen
führen oder ihn erheblich beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich
auf eine automatisierte Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener
Daten gestützt werden, die der Bewertung einzelner Persönlichkeits-
merkmale dienen.

(2) Dies gilt nicht, wenn

1. ein Gesetz dies vorsieht oder
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2. es dem Betroffenen vor der Entscheidung ermöglicht wird, seine
Interessen geltend zu machen.

§ 5
Datengeheimnis

Den bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener
Daten beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten
unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis).
Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort.

§ 6
Technische und organisatorische Maßnahmen

(1) Öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene
Daten erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und
organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die nach den Absätzen 2
und 3 erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Ge-
setzes zu gewährleisten. Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten
Schutzzweck steht. Die Art und Weise der Maßnahmen richtet sich
nach dem jeweiligen Stand der Technik.

(2) Werden personenbezogene Daten automatisiert erhoben, verar-
beitet oder genutzt, sind Maßnahmen zu treffen, die je nach Art der zu
schützenden Daten geeignet sind, zu gewährleisten, dass

1. diese nur Befugte zur Kenntnis nehmen können (Vertraulichkeit),

2. diese während der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung unver-
sehrt, vollständig und aktuell bleiben (Integrität),
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3. diese zeitgerecht zur Verfügung stehen und ordnungsgemäß verar-
beitet oder genutzt werden können (Verfügbarkeit),

4. diese ihrem Ursprung zugeordnet werden können (Authentizität),

5. festgestellt werden kann, wer wann welche Daten in welcher Weise
erhoben, verarbeitet oder genutzt hat (Revisionsfähigkeit),

6. die Verfahren zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung nachvoll-
ziehbar und aktuell dokumentiert sind (Transparenz).

(3) Werden personenbezogene Daten nicht automatisiert erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt, sind Maßnahmen zu treffen, um insbesondere
den Zugriff Unbefugter bei der Bearbeitung, der Aufbewahrung, dem
Transport oder der Vernichtung zu verhindern.

§ 7
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Ein automatisiertes Verfahren, das die Übermittlung personenbezo-
gener Daten durch Abruf ermöglicht, darf nur eingerichtet werden, so-
weit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Inte-
ressen der Betroffenen und der Aufgaben oder Geschäftszwecke der
beteiligten Stellen angemessen ist. Eine Vorabkontrolle nach § 14
Abs. 2 muss erfolgt sein. Die Vorschriften über die Zulässigkeit des
einzelnen Abrufs bleiben unberührt.

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässig-
keit des Abrufverfahrens kontrolliert werden kann. Hierzu haben sie
schriftlich festzulegen:

1. Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,

2. Dritte, an die übermittelt wird,
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3. Art der zu übermittelnden Daten,

4. nach § 6 erforderliche technische und organisatorische Maßnah-
men.

Die erforderlichen Festlegungen können auch durch die Fachaufsichts-
behörden getroffen werden.

(3) Vor der Einrichtung von Abrufverfahren ist der Landesbeauftragte
für den Datenschutz unter Mitteilung der vorgesehenen Festlegungen
nach Absatz 2 zu unterrichten.

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt
der Dritte, an den übermittelt wird. Die übermittelnde Stelle prüft die
Zulässigkeit der Abrufe, wenn dazu Anlass besteht. Die übermittelnde
Stelle hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung personenbezogener
Daten zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt
und überprüft werden kann. Wird ein Gesamtbestand personenbezo-
gener Daten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so be-
zieht sich die Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung nur auf
die Zulässigkeit des Abrufes oder der Übermittlung des Gesamtbestan-
des.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf allgemein zugängli-
cher Daten.

(6) Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie Absatz 4 gelten entsprechend, wenn
innerhalb einer öffentlichen Stelle ein automatisiertes Abrufverfahren
eingerichtet wird.



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 14

§ 8
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten im

Auftrag

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen
erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist der Auftraggeber für die Einhal-
tung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über
den Datenschutz verantwortlich. Die in den §§ 17 und 18 genannten
Rechte sind ihm gegenüber geltend zu machen.

(2) Der Auftragnehmer ist unter besonderer Berücksichtigung der Eig-
nung der von ihm getroffenen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen,
wobei die Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung, die techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen und etwaige Unterauftrags-
verhältnisse festzulegen sind. Er kann auch durch die Fachaufsichts-
behörde erteilt werden. Der Auftraggeber hat sich in geeigneter Weise
von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen
und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen.

(3) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen
des Auftraggebers erheben, verarbeiten oder nutzen. Ist er der Ansicht,
dass eine Weisung des Auftraggebers gegen dieses Gesetz oder ande-
re Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat er den Auftraggeber
unverzüglich darauf hinzuweisen. Hält der Auftraggeber trotz der Be-
denken an der Weisung fest, so hat der Auftragnehmer den Landesbe-
auftragten für den Datenschutz zu informieren.

(4) Für den öffentlichen Auftragnehmer gelten nur die Absätze 1 bis 3
sowie die §§ 5, 6, 14 Abs. 1, §§ 14a, 22 bis 24, 31 bis 32.

(5) Ist der Auftragnehmer eine juristische Person, Gesellschaft oder
andere Personenvereinigung des privaten Rechts, bei der dem Land,
den Gemeinden, den Landkreisen oder den sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
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öffentlichen Rechts die Mehrheit der Anteile gehört oder die Mehrheit
der Stimmen zusteht, gelten § 14 Abs. 1, §§ 19 sowie 22 bis 24 ent-
sprechend, soweit diese Personen oder Personenvereinigungen per-
sonenbezogene Daten im Auftrag der in § 3 Abs. 1 genannten Stellen
erheben, verarbeiten oder nutzen. Sofern kein Beauftragter für den
Datenschutz nach den Bestimmungen des Bundesdatenschutzgeset-
zes bestellt ist, findet § 14a entsprechend Anwendung.

(6) Sind auf den Auftragnehmer die Vorschriften dieses Gesetzes nicht
anwendbar, ist der Auftraggeber verpflichtet, vertraglich sicherzustel-
len, dass der Auftragnehmer die Bestimmungen dieses Gesetzes be-
folgt und sich der Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz entsprechend den §§ 22 bis 24 unterwirft. Der Auftraggeber
hat den Landesbeauftragten für den Datenschutz über die Beauftra-
gung zu unterrichten.

(7) Werden Datenverarbeitungsanlagen oder -verfahren durch Dritte
gewartet, gelten, soweit bei diesen Tätigkeiten ein Zugriff auf perso-
nenbezogene Daten nicht vermieden werden kann, die Absätze 1 und
2 sowie Absatz 3 Satz 1 entsprechend.
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Zweiter Abschnitt
Rechtsgrundlagen der Datenerhebung, -verarbeitung

und -nutzung

§ 9
Datenerhebung

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zulässig, wenn ihre
Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben der verantwortlichen Stelle erfor-
derlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen mit seiner Kennt-
nis zu erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden,
wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder

2. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutz-
würdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden und

a) die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei an-
deren Personen oder Stellen erforderlich macht, insbesondere
in den Fällen des § 10 Abs. 2 Nrn. 4, 6 bis 8, oder

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen
Aufwand erfordern würde, insbesondere in den Fällen des § 10
Abs. 2 Nrn. 3 und 5.

(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen aufgrund einer
Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Er-
teilung der Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechts-
vorteilen, so ist der Betroffene hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner
Angaben hinzuweisen. Er ist über die Rechtsvorschriften und über die
Folgen der Verweigerung von Angaben aufzuklären. Ferner sind ihm
gegenüber anzugeben:
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1. die verantwortliche Stelle,

2. der Zweck der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung sowie

3. die Dritten, an die Übermittlungen vorgesehen sind, soweit der Be-
troffene nicht aufgrund einer Rechtsvorschrift oder nach den Um-
ständen des Einzelfalls mit der Übermittlung rechnen muss. Ist eine
Übermittlung an eine der in § 15 Abs. 3 genannten Stellen vorge-
sehen und soll der Betroffene hierüber unterrichtet werden, ist die
Unterrichtung nur mit Zustimmung der genannten Stellen zulässig.

(4) Werden personenbezogene Daten statt beim Betroffenen bei einer
nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen.

(5) Werden personenbezogene Daten nicht beim Betroffenen erhoben,
so ist dieser bei der Speicherung, im Falle einer vorgesehenen Über-
mittlung spätestens bei der ersten Übermittlung der Daten entspre-
chend Absatz 3 Satz 3 zu benachrichtigen. Wurden die Daten beim
Betroffenen ohne seine Kenntnis erhoben, soll er nach Satz 1 benach-
richtigt werden, sobald die Erfüllung der Aufgaben dadurch nicht mehr
gefährdet wird. Satz 1 gilt nicht, wenn

1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der Verarbeitung
seiner Daten erlangt,

2. die Unterrichtung im Verhältnis zum Informationswert für den Be-
troffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde,

3. die Verarbeitung oder Nutzung der Daten durch Gesetz ausdrück-
lich vorgesehen ist oder

4. eine Auskunft nach § 15 Abs. 2 nicht erfolgt oder nach § 15 Abs. 4
unterbleiben würde.
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§ 10
Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten
ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der verant-
wortlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und es für die
Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhe-
bung vorausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke verändert
oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind.

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur
zulässig, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

2. der Betroffene eingewilligt hat,

3. offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und
kein Grund zu der Annahme besteht, dass er in Kenntnis des ande-
ren Zwecks seine Einwilligung verweigern würde,

4. Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächli-
che Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

5. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden
können oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, es
sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt,

6. es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer
sonstigen gegenwärtigen erheblichen Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit erforderlich ist,

7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur
Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im
Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches oder von Erzie-
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hungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichts-
gesetzes oder zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen er-
forderlich ist,

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der
Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder

9. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist,
das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des For-
schungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der
Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand erreicht werden kann.

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor,
wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen,
der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsunter-
suchungen für die verantwortliche Stelle dient. Das gilt auch für die
Verarbeitung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken
durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwür-
dige Interessen des Betroffenen entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Da-
tenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines
ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespei-
chert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.
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§ 11
Datenübermittlung an öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen
ist zulässig, wenn

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle
oder des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegenden
Aufgaben erforderlich ist und

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 zulas-
sen würden.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die
übermittelnde Stelle. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des Dritten,
an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die Verantwortung. In
diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungs-
ersuchen im Rahmen der Aufgaben des Dritten, an den die Daten ü-
bermittelt werden, liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prü-
fung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 7 Abs. 4 bleibt unbe-
rührt.

(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf die übermit-
telten Daten für den Zweck (§ 9 Abs. 1 und 2) verarbeiten oder nutzen,
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder
Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des
§ 10 Abs. 2 zulässig.

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften gelten die Absätze 1 bis 3
entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei diesen ausreichende
Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. Die Feststellung hierüber
trifft, soweit sie nicht durch das Ministerium des Innern generell erfolgt
ist, die übermittelnde Stelle.



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 21

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt
werden dürfen, weitere personenbezogene Daten des Betroffenen oder
eines Dritten in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch
dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betrof-
fenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich über-
wiegen; eine Verarbeitung oder Nutzung dieser Daten ist unzulässig.
§ 34 Abs. 3 bleibt unberührt.

(6) Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten
innerhalb einer öffentlichen Stelle weitergegeben werden.

§ 12
Datenübermittlung an nicht-öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an nicht-öffentliche
Stellen ist zulässig, wenn

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle
liegenden Aufgaben erforderlich ist und die Voraussetzungen vor-
liegen, die eine Nutzung nach § 10 zulassen würden,

oder

2. der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes
Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft
darlegt und der Betroffene kein schutzwürdiges Interesse an dem
Ausschluss der Übermittlung hat.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die
übermittelnde Stelle.

(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 2 unterrichtet die
übermittelnde Stelle den Betroffenen vorher von der Übermittlung sei-
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ner Daten, soweit nicht die Vereitelung von Rechtsansprüchen zu be-
fürchten wäre. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass er davon
auf andere Weise Kenntnis erlangt, oder wenn die Unterrichtung die
öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohle des Bundes
oder eines Landes Nachteile bereiten würde.

(4) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf die übermit-
telten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Die übermittelnde Stelle hat ihn
darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwe-
cke ist zulässig, wenn eine Übermittlung nach Absatz 1 zulässig wäre
und die übermittelnde Stelle zugestimmt hat.

§ 13
Datenübermittlung ins Ausland sowie an über-

oder zwischenstaatliche Stellen

(1) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stel-
len anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und der Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
sowie an Organe und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften
gilt § 11 Abs. 1. Für die Übermittlung an nicht-öffentliche Stellen in Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union und in Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gilt § 12 Abs. 1
und 3.

(2) Für die Übermittlung an andere als in Absatz 1 genannte ausländi-
sche oder über- oder zwischenstaatliche Stellen gilt § 12 Abs. 1 und 3.
Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn bei den in Satz 1 genannten
Stellen ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist. Fehlt
es an einem angemessenen Datenschutzniveau ist die Übermittlung
zulässig, wenn
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1. der Betroffene eingewilligt hat,

2. sie für die Erfüllung eines Vertrages zwischen dem Betroffenen und
der verantwortlichen Stelle oder zur Durchführung von vorvertragli-
chen Maßnahmen, die auf Veranlassung des Betroffenen getroffen
sind, erforderlich ist,

3. sie für die Wahrung eines überwiegenden öffentlichen Interesses
oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von
Rechtsansprüchen vor Gericht erforderlich ist,

4. sie für die Wahrung lebenswichtiger Interessen des Betroffenen
erforderlich ist, oder

5. sie aus einem durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Register
erfolgt, das zur Information der Öffentlichkeit bestimmt ist oder allen
Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen können, zur
Einsichtnahme offen steht, soweit die gesetzlichen Voraussetzun-
gen im Einzelfall gegeben sind.

(2 a) Übermittlungsbeschränkungen, die sich aus dem Fünften Ab-
schnitt des Gesetzes ergeben, sind zu beachten.

(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die
übermittelnde Stelle.

(4) Die Stelle, an die die Daten übermittelt werden, ist darauf hinzuwei-
sen, dass die übermittelten Daten nur zu dem Zweck verarbeitet oder
genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt werden.
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§ 14
Durchführung des Datenschutzes

(1) Die obersten Landesbehörden, die Gemeinden, die Landkreise und
die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts haben jeweils für ih-
ren Organisationsbereich die Ausführung dieses Gesetzes sowie ande-
rer Rechtsvorschriften über den Datenschutz sicherzustellen.

(2) Ein automatisiertes Verfahren ist, soweit

1. es sich um ein Abrufverfahren nach § 7 Abs. 1 Satz 1 handelt,

2. personenbezogene Daten besonderer Art (§ 2 Abs. 1 Satz 2) erho-
ben, verarbeitet oder genutzt werden,

3. das Erheben, Verarbeiten oder Nutzen dazu bestimmt ist, die Per-
sönlichkeit des Betroffenen zu bewerten, einschließlich seiner
Kompetenz, seiner Leistung oder seines Verhaltens, oder

4. mobile personenbezogene Datenträger (§ 2 Abs. 11) eingesetzt
werden,

vor seiner Freigabe oder wesentlichen Änderung zu überprüfen, ob es
datenschutzrechtlich zulässig ist und die nach § 6 Abs. 2 vorgesehenen
technischen und organisatorischen Maßnahmen ausreichend sind. Die
Vorabkontrolle ist bei der Stelle vorzunehmen, die über die Freigabe
oder wesentliche Änderung des Verfahrens entscheidet.

(3) Die verantwortlichen Stellen haben für automatisierte Verfahren, mit
deren Hilfe personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt
werden, in einem Verfahrensverzeichnis schriftlich festzulegen

1. die Bezeichnung des Verfahrens,
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2. die Zweckbestimmung und die Rechtsgrundlage der Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung,

3. den Kreis der Betroffenen,

4. die Art der Daten,

5. die vorgesehenen Übermittlungen,

6. die vorgesehene Weitergabe personenbezogener Daten innerhalb
der speichernden Stelle zu Zwecken außerhalb des Speicherungs-
zwecks sowie an Stellen, die personenbezogene Daten im Auftrag
verarbeiten oder nutzen,

7. Regelfristen für die Löschung oder für die Prüfung, ob die weitere
Speicherung der Daten noch erforderlich ist,

8. die zugriffsberechtigten Personengruppen oder Personen, die allein
zugriffsberechtigt sind und

9. die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach § 6, die
Art der Geräte und die eingesetzte Software.

Die Festlegungen können auch durch die in Absatz 1 genannten oder
durch von diesen bestimmte Stellen getroffen werden.

(4) Absatz 3 gilt nicht für Verfahren,

1. deren einziger Zweck das Führen eines durch Rechtsvorschrift
vor-geschriebenen Registers ist, das zur Information der Öffentlic h-
keit bestimmt ist oder allen Personen, die ein berechtigtes Interesse
nachweisen können, zur Einsichtnahme offen steht, oder

2. die ausschließlich der Unterstützung der allgemeinen Bürotätigkeit
dienen, insbesondere Verfahren der Textverarbeitung, Vorgangs-
ver-waltung, Terminüberwachung und der Führung von Adress-,
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Telefon- und vergleichbaren Verzeichnissen, soweit sie keine
Beeinträchti-gung der Rechte Betroffener erwarten lassen.

(5) Das Verfahrensverzeichnis kann von jedermann eingesehen wer-
den. Die Einsicht ist gebühren- und auslagenfrei. Ausgenommen von
der Einsicht sind die Angaben nach Absatz 3 Satz 1 Nrn. 8 und 9. Satz
1 gilt nicht für Verfahren, die die in § 4 Abs. 4 Satz 2 genannten Stellen
zu den dort angeführten Zwecken betreiben.

§ 14a
Beauftragter für den Datenschutz

(1) Öffentliche Stellen haben bei Einsatz automatisierter Verfahren zur
Erhe-bung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten,
soweit es sich nicht ausschließlich um Verfahren im Sinne des § 14
Abs. 4 Nr. 2 handelt, einen Beauftragten für den Datenschutz schriftlich
einzusetzen. Soweit die öf-fentliche Stelle einer Dienstauf-sicht unte r-
liegt, kann die Einsetzung des Beauf-tragten auch durch die
Dienstauf-sichtsbehörde erfolgen. Notare und die in § 3 Abs. 1 Satz 2
genannten Stel-len haben einen Beauftragten erst dann einzusetzen,
wenn mindestens fünf Personen bei der automatisierten Erhebung,
Verar-beitung oder Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt
werden.

(2) Der Beauftragte für den Datenschutz muss die erforderliche Fach-
kunde und Zuverlässig-keit besitzen; er ist in seiner Funktion we i-
sungsfrei. Er kann sich unmittelbar an die Leitung der öffentlichen
Stelle und bei der Erledigung seiner Aufgabe nach Absatz 4 Satz 2 Nr.
2 in Zweifelsfällen unmittelbar an den Lan-desbeauftragten für den
Datenschutz wenden. Er darf wegen der Erfüllung sei-ner Auf-gaben
nicht benachteiligt werden. Er ist im erforderlichen Umfang von ande-
ren Aufgaben freizustellen.
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(3) Der Beauftragte für den Datenschutz darf zur Aufgabenerfüllung
Einsicht in personenbezogene Datenverarbeitungsvorgänge nehmen.
Dies gilt nicht, so-weit Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse en t-
gegenstehen. Im Übrigen gilt § 23 Abs. 1 entsprechend. Der Beauf-
tragte für den Datenschutz ist zur Ver-schwiegenheit über die Identität
des Be-troffenen sowie über Umstände, die Rückschlüsse auf den B e-
troffenen zulassen, verpflichtet, soweit er davon nicht durch den Be-
troffenen befreit wird.

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz führt das Verfahrensverzeich-
nis nach § 14 Abs. 3 Satz 1. Er hat die öffentliche Stelle, für die er ein-
gesetzt ist, bei der Ausführung dieses Gesetzes und anderer Vor-
schriften über den Datenschutz zu unterstüt-zen, indem er insbesond e-
re

1. auf die Beachtung dieser Vorschriften hinwirkt,

2. die Vorabkontrolle nach § 14 Abs. 2 vornimmt und

3. die bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezo-
gener Daten beschäftigten Personen mit diesen Vorschriften ver-
traut macht.
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Dritter Abschnitt
Rechte des Betroffenen

§ 15
Auskunft

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, einschließlich ihrer Her-
kunft,

2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung oder Nut-
zung,

3. die vorgesehenen Übermittlungen und

4. den strukturierten Ablauf der automatisierten Verarbeitung oder
Nutzung der Daten und die dabei herangezogenen Entscheidungs-
kriterien im Falle des § 4a.

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die
Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Sind die perso-
nenbezogenen Daten in Akten gespeichert, wird die Auskunft nur er-
teilt, soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Da-
ten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche
Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen geltend ge-
machten Informationsinteresse steht. Die verantwortliche Stelle be-
stimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Auskunftserteilung,
nach pflichtgemäßem Ermessen.

(1a) Die Auskunft über Daten, die nur deshalb gespeichert sind, weil
sie auf Grund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbe-
wahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen, wird nur auf be-
sonderen Antrag, den der Betroffene in Kenntnis der Kostenpflicht nach
Absatz 7 Satz 2 gestellt hat, erteilt.
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(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten,

1. die ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Daten-
schutzkontrolle dienen oder

2. die für Zwecke der amtlichen Statistik verarbeitet oder genutzt wer-
den.

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung personen-
bezogener Daten an Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnach-
richtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, soweit die Sicher-
heit des Bundes berührt wird, andere Behörden des Bundesministeri-
ums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zuläs-
sig. Wird die Zustimmung nicht erteilt, ist hierüber der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz zu unterrichten.

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig-
keit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben gefährden wür-
de,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem
Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde o-
der

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechts-
vorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der über-
wiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, sofern dieser der
Auskunftserteilung nicht zustimmt, geheimgehalten werden müssen

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei-
lung zurücktreten muss.

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Begründung
nicht, soweit durch die Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen
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Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunfts-
verweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. In diesem Falle ist der
Betroffene darauf hinzuweisen, dass er sich an den Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz wenden kann.

(6) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist sie auf sein Ver-
langen dem Landesbeauftragten für den Datenschutz zu erteilen, so-
weit nicht die jeweils zuständige oberste Landesbehörde im Einzelfall
feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes
gefährdet würde. Die Mitteilung des Landesbeauftragten an den Be-
troffenen darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der verant-
wortlichen Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden
Auskunft zustimmt.

(7) Die Auskunft ist kostenfrei. Satz 1 gilt nicht, soweit die Auskunft
über Daten im Sinne des Absatzes 1a begehrt wird und mit der Aus-
kunftserteilung besonderer Verwaltungs-aufwand verbunden ist.

§ 16
Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig
sind. Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten in Akten unrich-
tig sind, so ist dies in der Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise
festzuhalten.

(2) Personenbezogene Daten sind zu Iöschen, wenn

1. ihre Speicherung unzulässig ist oder

2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer
Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.
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Sind personenbezogene Daten in Akten gespeichert, ist die Löschung
nach Satz 1 Nr. 2 nur durchzuführen, wenn die gesamte Akte zur Auf-
gabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. Soweit eine Löschung nach
Satz 2 unterbleibt, sind die personenbezogenen Daten zu sperren.

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit

1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche
Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden,
oder

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht
oder bei Akten nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich
ist.

Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 sind die Gründe aufzuzeichnen.

(4) Personenbezogene Daten sind ferner zu sperren, soweit ihre Rich-
tigkeit vom Betroffenen bestritten wird und sich weder die Richtigkeit
noch die Unrichtigkeit feststellen lässt.

(5) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur ü-
bermittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen
im überwiegenden Interesse der verantwortlichen Stelle oder eines
Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist und

2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie
nicht gesperrt wären.

(6) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener
Daten sowie der Löschung oder Sperrung wegen Unzulässigkeit der
Speicherung sind die Stellen zu verständigen, denen die Daten über-
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mittelt wurden; dies gilt nicht, wenn die Verständigung zur Wahrung
schutzwürdiger Interessen des Betroffenen nicht erforderlich ist, sich
als unmöglich erweist oder mit einem unverhältnismäßigen Aufwand
verbunden wäre. Satz 1 gilt entsprechend, wenn personenbezogene
Daten innerhalb der verantwortlichen Stelle weitergegeben werden.

(7) Vor der Löschung (nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2) ist die Übermittlung
personenbezogener Daten an das zuständige Archiv zulässig, wenn
dieses die Aufbewahrung im Interesse der historischen Forschung oder
der Rechtssicherung für geboten hält.

§ 17
Unabdingbare Rechte des Betroffenen

(1) Die Rechte des Betroffenen auf Auskunft (§ 15) und auf Berichti-
gung, Löschung oder Sperrung (§ 16) können nicht durch Rechtsge-
schäft ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2) Sind die Daten des Betroffenen in einer Datei gespeichert, bei der
mehrere Stellen speicherungsberechtigt sind, und ist der Betroffene
nicht in der Lage, die verantwortliche Stelle festzustellen, so kann er
sich an jede dieser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vorbrin-
gen des Betroffenen an die verantwortliche Stelle weiterzuleiten. Der
Betroffene ist über die Weiterleitung und die verantwortliche Stelle zu
unterrichten. Die Verfassungsschutzbehörde, die Behörden der Staats-
anwaltschaft und der Polizei sowie öffentliche Stellen der Finanzver-
waltung, soweit sie personenbezogene Daten in Erfüllung ihrer gesetz-
lichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur Ü-
berwachung und Prüfung speichern, können statt des Betroffenen den
Landesbeauftragten für den Datenschutz unterrichten. In diesem Fall
richtet sich das weitere Verfahren nach § 15 Abs. 6.
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§ 18
Schadenersatz

(1) Fügt eine verantwortliche Stelle dem Betroffenen durch eine nach
diesem Gesetz oder nach anderen Vorschriften über den Datenschutz
unzulässige oder unrichtige Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sei-
ner personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist sie dem Betrof-
fenen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Die
Ersatzpflicht tritt nicht ein, soweit die ver-antwortliche Stelle den U m-
stand, durch den der Schaden entstanden ist, nicht zu vertreten hat.

(2) Tritt ein Schaden nach Absatz 1 Satz 1 bei automatisierter Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten ein, ist die
verantwortliche Stelle dem Betroffenen unabhängig von einem Ver-
schulden zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.
Bei einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts ist dem Betroffenen der
Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, angemessen in Geld zu
ersetzen. Der Anspruch ist insgesamt auf einen Betrag in Höhe von
125 000 Euro begrenzt. Ist auf Grund desselben Ereignis-ses an me h-
rere Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt den Betrag
von 250 000 Euro übersteigt, so verringern sich die einzelnen Scha-
denser-satzleistungen in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zum
Höchstbetrag steht. Sind für ein automatisiertes Verfahren mehrere
Stellen verantwortlich und ist der Geschädigte nicht in der Lage, die
schädigende Stelle festzustellen, so haften die Stellen als Gesamt-
schuldner. Auf das Mitverschulden des Betroffenen und die Verjährung
sind die §§ 254 und 852 des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend
anzuwenden.
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§ 19
Anrufung des Landesbeauftragten für den Datenschutz

Jedermann kann sich an den Landesbeauftragten für den Datenschutz
wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung seiner personenbezogenen Daten durch öffentliche Stellen in
seinen Rechten verletzt worden zu sein; niemand darf deshalb be-
nachteiligt oder gemaßregelt werden. Für die Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung von personenbezogenen Daten durch die Gerichte gilt
dies nur, soweit sie in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden.
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Vierter Abschnitt
Landesbeauftragter für den Datenschutz

§ 20
Berufung des Landesbeauftragten für den Datenschutz

(1) Der Landtag wählt auf Vorschlag der Landesregierung den Landes-
beauftragten für den Datenschutz mit der Mehrheit von zwei Dritteln der
anwesenden Abgeordneten, mindestens mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder; die einmalige Wiederwahl ist zulässig. Der Landesbeauftragte
muss bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben, die Befähi-
gung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben und
die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen.

(2) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist Beamter auf Zeit
und wird vom Präsidenten des Landtages auf die Dauer von sechs Jah-
ren berufen. Er ist verpflichtet, das Amt bis zur Bestellung eines Nach-
folgers weiterzuführen; die Amtszeit gilt als entsprechend verlängert.
Kommt er der Verpflichtung nach Satz 2 nicht nach, ist er zu entlassen.

§ 21
Rechtsstellung

(1) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist in Ausübung seines
Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Er gilt für den
Bereich seiner Geschäftsstelle als oberste Dienstbehörde im Sinne des
§ 96 der Strafprozessordnung und als oberste Aufsichtsbehörde im
Sinne des § 99 der Verwaltungsgerichtsordnung; er trifft die Entschei-
dungen nach §§ 61 und 62 des Beamtengesetzes Sachsen-Anhalt für
sich, seine Vorgänger im Amt und seine Bediensteten in eigener Ver-
antwortung. Im übrigen untersteht er der Dienstaufsicht des Präsiden-
ten des Landtages.
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(1a) Für personenbezogene Daten, die dem Landesbeauftragten für
den Datenschutz und seinen Bediensteten im Rahmen ihrer Aufgaben-
stellung nach diesem Gesetz bekannt werden, gilt § 10 Abs. 4 entspre-
chend.

(2) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz kann sich jederzeit an
den Landtag wenden.

(3) Die Geschäftsstelle des Landesbeauftragten für den Datenschutz
wird beim Präsidenten des Landtages eingerichtet. Dem Landesbeauf-
tragten ist die für die Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Personal-
und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen; sie ist im Haushalt des
Landes im Einzelplan des Landtages in einem eigenen Kapitel auszu-
weisen. Die Stellen werden durch den Landesbeauftragten besetzt.

(4) Ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz länger als zwei Mo-
nate an der Ausübung seines Amtes verhindert, so kann der Präsident
des Landtages einen Vertreter mit der Wahrnehmung der Geschäfte
beauftragen. Der Landesbeauftragte soll dazu gehört werden. Bei kür-
zerer Verhinderung oder bis zu einer Regelung nach Satz 1 wird der
Landesbeauftragte für den Datenschutz durch den leitenden Beamten
der Geschäftsstelle vertreten. Für die Dauer der Vertretung hat dieser
alle Befugnisse des Landesbeauftragten.

§ 22
Aufgaben und Befugnisse

(1) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz kontrolliert bei den öf-
fentlichen Stellen die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und
anderer Vorschriften über den Datenschutz. Die Gerichte unterliegen
der Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz nur,
soweit sie in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden.
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(2) aufgehoben

(3) Eine Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz
findet nicht statt, wenn sie sich auf personenbezogene Daten erstreckt,
die sich in Akten über die Sicherheitsüberprüfung befinden und der
Betroffene generell oder im Einzelfall der Kontrolle der auf ihn bezoge-
nen Daten widersprochen hat. Der Widerspruch ist gegenüber dem
Landesbeauftragten für den Datenschutz zu erklären. Unbeschadet des
Kontrollrechts des Landesbeauftragten unterrichtet die öffentliche Stelle
die Betroffenen über das Widerspruchsrecht in allgemeiner Form.

(4) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz kann Empfehlungen
zur Verbesserung des Datenschutzes geben, insbesondere kann er
den Landtag, die Landesregierung und die sonstigen öffentlichen Stel-
len in Fragen des Datenschutzes beraten. Er ist über die Planungen
des Landes zum Aufbau automatisierter Informationssysteme rechtzei-
tig zu unterrichten, sofern in ihnen personenbezogene Daten verarbei-
tet oder genutzt werden sollen.

(4a) Der Landesbeauftragte erstattet dem Landtag alle zwei Jahre ei-
nen Tätigkeitsbericht. Die Landesregierung legt hierzu dem Landtag
ihre Stel-lungnahme vor. Der Landesbeauftragte informiert mit dem
Bericht oder auf andere Weise die Öffentlichkeit zu Fragen des Daten-
schutzes in seinem Kontrollbereich.

(5) Auf Ersuchen des Landtages, seiner Ausschüsse oder der Landes-
regierung kann der Landesbeauftragte für den Datenschutz Hinweisen
auf Angelegenheiten und Vorgänge, die seinen Aufgabenbereich un-
mittelbar betreffen, nachgehen.

(6) Der Landtag und die Landesregierung können den Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz mit der Erstattung von Gutachten und
Stellungnahmen betrauen. § 21 Abs. 1 Satz 1 bleibt unberührt.

(7) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz arbeitet mit den öffent-
lichen Stellen, die für die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über
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den Datenschutz im Bund und in den Ländern zuständig sind, sowie
mit den Aufsichtsbehörden nach § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes
zusammen. Er leistet den anderen Kontrollstellen in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union auf Ersuchen ergänzende Hilfe (Amtshil-
fe).

(8) Stellt der Landesbeauftragte für den Datenschutz einen Verstoß
gegen dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften über den Daten-
schutz fest, so ist er befugt, diesen bei den für die Verfolgung oder
Ahndung zuständigen Stellen anzuzeigen.

§ 23
Durchführung der Aufgaben

(1) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten
für den Datenschutz und seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen. Ihnen ist dabei insbesondere

1. Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und
Akten, insbesondere in die gespeicherten Daten und in die Daten-
verarbeitungsprogramme, zu gewähren,

2. jederzeit Zutritt in alle Diensträume zu gewähren.

(2) Die in § 17 Abs. 2 genannten öffentlichen Stellen gewähren die
Unterstützung nur dem Landesbeauftragten für den Datenschutz selbst
und den von ihm schriftlich besonders Beauftragten. Absatz 1 Satz 2
gilt für die in Satz 1 genannten öffentlichen Stellen nicht, soweit die
oberste Landesbehörde im Einzelfall feststellt, dass die Auskunft oder
Einsicht die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährden wür-
de.
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(3) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz teilt das Ergebnis sei-
ner Kontrolle der öffentlichen Stelle mit. Damit kann er Vorschläge zur
Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung fest-
gestellter Mängel bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso-
nenbezogener Daten, verbinden. § 24 bleibt unberührt.

§ 24
Beanstandungen durch den Landesbeauftragten

(1) Stellt der Landesbeauftragte für den Datenschutz Verstöße gegen
die Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Vorschriften über
den Datenschutz oder sonstige Mängel der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung personenbezogener Daten fest, so beanstandet er dies

1. bei der Landesverwaltung gegenüber der zuständigen obersten
Landesbehörde,

2. bei den Gemeinden, Landkreisen und den sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts sowie bei Vereinigungen solcher Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen gegenüber dem vertretungs-
berechtigten Organ

und fordert zur Stellungnahme innerhalb einer von ihm zu bestimmen-
den Frist auf. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 unterrichtet der Landes-
beauftragte für den Datenschutz gleichzeitig die zuständige Aufsichts-
behörde.

(2) Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen ent-
halten, die auf Grund der Beanstandung des Landesbeauftragten für
den Datenschutz getroffen worden sind. Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2
genannten Stellen leiten der zuständigen Aufsichtsbehörde gleichzeitig



Datenschutzgesetz Sachsen-Anhalt                                                      Seite: 40

eine Abschrift ihrer Stellungnahme an den Landesbeauftragten für den
Datenschutz zu.

(3) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz kann von einer Bean-
standung absehen oder auf eine Stellungnahme der betroffenen Stelle
verzichten, insbesondere wenn es sich um unerhebliche oder inzwi-
schen beseitigte Mängel handelt.
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Fünfter Abschnitt
Sondervorschriften

§ 25
Automatisierte Verfahren mittels mobiler

personenbezogener Datenträger

(1) Automatisierte Verfahren, soweit sie auf oder durch mobile perso-
nenbezogene Datenträger ablaufen, dürfen von öffentlichen Stellen nur
eingesetzt werden, wenn

1. dies durch eine oder aufgrund einer Rechtsvorschrift vorgesehen
ist,

2. der Betroffene eingewilligt hat oder

3. dies zur Kontrolle von Zugangs- oder Zugriffsberechtigungen er-
folgt, insbesondere in Durchführung technischer und organisatori-
scher Maßnahmen nach § 6.

(2) In solchen Verfahren dürfen nicht mehr personenbezogene Daten
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, als für die nach Absatz 1
genannten Zwecke erforderlich sind.

(3) Die Stelle, die ein Verfahren nach Absatz 1 einsetzt oder ändert,
muss den Betroffenen

1. über ihre Identität und Anschrift,

2. in allgemein verständlicher Form über die Funktionsweise des Da-
tenträgers einschließlich der Art der zu verarbeitenden personen-
bezogenen Daten,

3. darüber, wie er seine Rechte nach den §§ 15 und 16 ausüben kann
und
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4. über die bei Verlust oder Zerstörung des Datenträgers zu treffen-
den Maßnahmen

unterrichten, soweit er nicht bereits Kenntnis erlangt hat.

(4) Der Vorgang des Erhebens, Verarbeitens oder Nutzens muss für
den Betroffenen erkennbar sein.

§ 26
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung besonders

geschützter personenbezogener Daten

(1) Zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle
liegenden Aufgaben ist das Erheben, Verarbeiten oder Nutzen perso-
nenbezogener Daten besonderer Art nur zulässig, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

2. der Betroffene eingewilligt hat, wobei sich die Einwilligung aus-
drücklich auf diese Daten beziehen muss,

3. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder
eines Dritten erforderlich ist, sofern der Betroffene aus physischen
oder rechtlichen Gründen außerstande ist, seine Einwilligung zu
geben,

4. es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich
gemacht hat,

5. es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer
sonstigen gegenwärtigen erheblichen Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit erforderlich ist,
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6. dies gemäß § 27 oder einer vergleichbaren gesetzlichen Regelung
für Forschungszwecke erfolgt,

7. dies zum Zwecke öffentlicher Auszeichnungen erforderlich ist oder

8. es zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Dia-
gnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung des Betrof-
fenen oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich
ist und die Verarbeitung dieser Daten durch ärztliches Personal o-
der durch sonstige Personen erfolgt, die einer entsprechenden Ge-
heimhaltungspflicht unterliegen.

Satz 1 gilt nicht für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso-
nenbezogener Daten zur Wahrnehmung von Aufgaben der Gefahren-
abwehr oder der Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten.

(2) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen
Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur Verschwiegenheit ver-
pflichteten Stelle in Ausübung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfü-
gung gestellt worden sind, dürfen von der verantwortlichen Stelle nur
für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für den sie sie erhalten
hat. In die Übermittlung an eine nicht-öffentliche Stelle muss die zur
Verschwiegenheit verpflichtete Stelle einwilligen. Für einen anderen
Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet oder genutzt werden, wenn die
Änderung des Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist.

§ 27
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch

Forschungseinrichtungen

(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erhobene oder ge-
speicherte personenbezogene Daten dürfen nur für Zwecke der wis-
senschaftlichen Forschung verarbeitet oder genutzt werden.
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(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere als öffentli-
che Stellen für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung ist nur zuläs-
sig, wenn diese sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht für an-
dere Zwecke zu verarbeiten oder zu nutzen und die Vorschriften der
Absätze 3 und 4 einzuhalten.

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies
nach dem Forschungszweck möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale
gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Per-
son zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben nur
zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweck dies erfordert.

(4) Die wissenschaftliche Forschung betreibenden Stellen dürfen per-
sonenbezogene Daten nur übermitteln, wenn

1. der Betroffene eingewilligt hat oder

2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignis-
se der Zeitgeschichte unerlässlich ist.

§ 28
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von

Personal- und Bewerberdaten

(1) Für das Erheben, Verarbeiten oder Nutzen von Personaldaten über
Angestellte, Arbeiter und Auszubildende, die in einem privatrechtlich
ausgestalteten Ausbildungsverhältnis stehen, gelten die §§ 90 bis 90 g
des Beamtengesetzes Sachsen-Anhalt entsprechend, soweit nicht die
Besonderheiten des Arbeits- und Tarifrechts hinsichtlich der Aufnahme
und Entfernung bestimmter Unterlagen eine abweichende Behandlung
erfordern.
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(2) Die Einstellungsbehörde darf vom untersuchenden Arzt oder Psy-
chologen in der Regel nur die Übermittlung des Ergebnisses der Eig-
nungsuntersuchung und dabei festgestellte Risikofaktoren verlangen.

(3) Personenbezogene Daten, die vor der Eingehung eines Dienst-
oder Arbeitsverhältnisses erhoben wurden, sind unverzüglich zu lö-
schen, sobald feststeht, dass ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis nicht
zustande kommt, es sei denn, dass der Betroffene in die weitere Spei-
cherung eingewilligt hat.

(4) Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Durchführung der
technischen und organisatorischen Maßnahmen des § 6 Abs. 2 ge-
speichert werden, dürfen sie nicht zu Zwecken der Verhaltens- oder
Leistungskontrolle genutzt werden.

§ 29
Fernmessen und Fernwirken

(1) Öffentliche Stellen dürfen ferngesteuerte Messungen oder Beo-
bachtungen (Fernmessdienste) in Wohnungen oder Geschäftsräumen
nur vornehmen, wenn der Betroffene zuvor über den Verwendungs-
zweck sowie über Art, Umfang und Zeitraum des Einsatzes unterrichtet
worden ist und nach der Unterrichtung schriftlich eingewilligt hat. Ent-
sprechendes gilt, soweit eine Übertragungseinrichtung dazu dienen
soll, in Wohnungen oder Geschäftsräumen andere Wirkungen auszulö-
sen (Fernwirkdienste). Die Einrichtung von Fernmess- und Fernwirk-
diensten ist nur zulässig, wenn der Betroffene erkennen kann, wann ein
Dienst in Anspruch genommen wird und welcher Art dieser Dienst ist;
dies gilt nicht für Fernmess- und Fernwirkdienste der Versorgungsun-
ternehmen. Der Betroffene kann seine Einwilligung jederzeit widerru-
fen, soweit dies mit der Zweckbestimmung des Dienstes vereinbar ist.
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Das Abschalten eines Dienstes gilt im Zweifel als Widerruf der Einwilli-
gung.

(2) Eine Leistung, der Abschluss oder die Abwicklung eines Vertrags-
verhältnisses dürfen nicht davon abhängig gemacht werden, dass der
Betroffene nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 einwilligt. Verweigert oder wi-
derruft er seine Einwilligung, so dürfen ihm keine Nachteile entstehen,
die über die unmittelbaren Folgekosten hinausgehen.

(3) Soweit im Rahmen von Fernmess- oder Fernwirkdiensten perso-
nenbezogene Daten erhoben werden, dürfen diese nur zu den verein-
barten Zwecken verarbeitet oder genutzt werden. Sie sind zu löschen,
sobald sie zur Erfüllung dieser Zwecke nicht mehr erforderlich sind.

§ 30
Optisch-elektronische Beobachtung

(1) Öffentliche Stellen dürfen öffentlich zugängliche Bereiche durch
optisch-elektronische Einrichtungen beobachten, soweit dies

1. zur Wahrnehmung des Hausrechts,

2. zum Schutz des Eigentums oder Besitzes oder

3. zur Kontrolle von Zugangsberechtigungen, insbesondere in Durch-
führung technischer und organisatorischer Maßnahmen nach § 6,

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige
Interessen der Personen, die sich im Aufnahmebereich der Einrichtung
befinden, überwiegen.

(2) Die Möglichkeit der Beobachtung muss für Betroffene, die sich im
Aufnahmebereich der optisch-elektronischen Einrichtung befinden, er-
kennbar sein.
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(3) Personenbezogene Daten dürfen nur erhoben oder gespeichert
werden, wenn dies zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Zwecke
erforderlich oder unvermeidlich ist. Die Daten dürfen für einen anderen
Zweck nur nach Maßgabe von § 10 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 und 6 bis 8 ge-
speichert, verändert, übermittelt oder genutzt werden.

(4) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung
des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen
der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 30a
Öffentliche Auszeichnungen

(1) Zur Vorbereitung öffentlicher Auszeichnungen dürfen personenbe-
zogene Daten auch ohne Kenntnis des Betroffenen erhoben, verarbei-
tet oder genutzt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung dieser Daten
für andere Zwecke ist nur mit Einwilligung des Betroffenen zulässig.

(2) Auf Ersuchen der zuständigen Stellen dürfen andere öffentliche
Stellen die für die Vorbereitung der Auszeichnung erforderlichen Daten
übermitteln.

(3) § 15 findet keine Anwendung.
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Sechster Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 31
Strafvorschriften

(1) Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu
bereichern oder einen anderen zu schädigen, unbefugt von diesem
Gesetz oder einer anderen Rechtsvorschrift über den Datenschutz ge-
schützte personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich
sind,

1. erhebt, verarbeitet oder nutzt,

2. zum Abruf durch Dritte mittels automatisierten Verfahrens bereithält
oder

3. abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen,

1. die Übermittlung von durch dieses Gesetz oder eine andere
Rechtsvorschrift über den Datenschutz geschützten personenbe-
zogenen Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichti-
ge Angaben erschleicht,

2. entgegen § 12 Abs. 4 Satz 1, § 26 Abs. 2 Satz 1 oder § 27 Abs. 1
die übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt, indem er sie an
Dritte weitergibt,

3. entgegen § 27 Abs. 3 Satz 3 die in § 27 Abs. 3 Satz 2 bezeichneten
Merkmale mit den Einzelangaben zusammenführt, oder
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4. entgegen § 18 Abs. 4 Satz 3 des Gesetzes über den Verfassungs-
schutz im Land Sachsen-Anhalt personenbezogene Daten zu ei-
nem Zweck verwendet, zu dem ihm die Daten nicht übermittelt
worden sind.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafver-
folgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der
Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält.

§ 31a
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich die Übermittlung von durch
dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift über den Datenschutz
geschützten personenbezogenen Daten, die nicht allgemein zugänglich
sind, durch unrichtige Angaben erschleicht.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 12 Abs. 4 Satz 1, § 26 Abs. 2 Satz 1 oder 27 Abs. 1 die
übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt, indem er sie an Dritte
weitergibt,

2. entgegen § 27 Abs. 3 Satz 3 die in § 27 Abs. 3 Satz 2 bezeichneten
Merkmale mit den Einzelangaben zusammenführt oder

3. entgegen § 18 Abs. 4 Satz 3 des Gesetzes über den Verfassungs-
schutz im Land Sachsen-Anhalt personenbezogene Daten zu ei-
nem Zweck verwendet, zu dem ihm die Daten nicht übermittelt
worden sind.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 mit ei-
ner Geldbuße bis zu 25 000 Euro und in den übrigen Fällen der Absät-
ze 1 und 2 mit einer Geldbuße bis zu 250 000 Euro geahndet werden.
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§ 32
Übergangsvorschriften

(1) Nach bisherigem Recht erstellte Dateifestlegungen nach § 14 Abs.
2 Satz 2, Errichtungsanordnungen nach § 33 Abs. 1 des Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt in
der vor dem In-Kraft-Treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes
Sachsen-Anhalt vom 20. Juli 2000 (GVBl. LSA S. 444) geltenden Fas-
sung und Dateianordnungen nach § 13 Abs. 1 des Gesetzes über den
Verfassungsschutz im Land Sachsen-Anhalt gelten als Verfahrensver-
zeichnisse im Sinne des § 14 Abs. 3 Satz 1. Die Einsicht in diese Ver-
zeichnisse ist nur in dem nach § 14 Abs. 5 vorgesehenen Umfang
möglich. Fehlen in den Verzeichnissen nach Satz 1 einzelne Festle-
gungen nach § 14 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 bis 9, sind diese gelegentlich
der nächsten Fortschreibung oder im Fall der ersten Einsichtnahme
nach § 14 Abs. 5 nachzuholen.

(2) Beauftragte für den Datenschutz nach § 14a sind spätestens am 31.
Januar 2002 einzusetzen.

(3) Erhebungen, Verarbeitungen oder Nutzungen personenbezogener
Daten, die am 28. Juni 2001 bereits begonnen haben, sind binnen drei
Jahren nach diesem Zeitpunkt mit den Vorschriften dieses Gesetzes in
Übereinstimmung zu bringen.

(4) Soweit in diesem Gesetz Beträge in Euro genannt werden, gelten
diese bis zum 31. Dezember 2001 auch als Beträge in DM; der Um-
rechnungskurs für einen Euro beträgt 1,95583 DM.
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§ 33
Personenbezogene Daten aus ehemaligen Einrichtungen

(1) Personenbezogene Daten aus ehemaligen Einrichtungen, die vor
dem 3. Oktober 1990 nach ihrer Zweckbestimmung überwiegend für
Verwaltungsaufgaben gespeichert waren, die nach dem Grundgesetz
von Ländern, Gemeinden, Gemeindeverbänden oder sonstigen Trä-
gern öffentlicher Verwaltung wahrzunehmen sind, stehen demjenigen
Träger öffentlicher Verwaltung zu, der nach dem Grundgesetz für die
Verwaltungsaufgabe zuständig ist. Dieser bestimmt die verantwortliche
speichernde Stelle. In Zweifelsfällen wird die speichernde Stelle durch
die Landesregierung bestimmt.

(2) Ehemalige Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind ehemalige
staatliche oder wirtschaftsleitende Organe, Kombinate, Betriebe oder
Einrichtungen sowie gesellschaftliche Organisationen der Deutschen
Demokratischen Republik.

§ 34
Verarbeitung personenbezogener Daten aus ehemaligen

Einrichtungen

(1) Abweichend von § 10 Abs. 1 ist das Speichern, Verändern oder
Nutzen personenbezogener Daten aus ehemaligen Einrichtungen
durch die nach § 33 Abs. 1 bestimmten speichernden Stellen zulässig,
soweit

1. die Kenntnis der Daten zur Erfüllung einer in der Zuständigkeit die-
ser Stellen liegenden Aufgabe erforderlich ist,

2. die erneute Erhebung dieser Daten einen unverhältnismäßig hohen
Aufwand darstellt,
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3. der Betroffene der Verarbeitung oder Nutzung nicht nach § 35 wi-
dersprochen hat und

4. die Zuständigkeit und Verantwortlichkeit der speichernden Stellen
eindeutig bestimmt ist.

Satz 1 gilt nicht für eine Verwendung der Daten zum Nachteil des Be-
troffenen, wenn anzunehmen ist, dass sie unter Verstoß gegen die
Menschenwürde erhoben worden sind.

(2) Personenbezogene Daten, deren Verarbeitung und Nutzung nach
Absatz 1 zulässig ist, gelten als für den nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 be-
stimmten Zweck erstmalig eingespeichert.

(3) Sind mit personenbezogenen Daten aus ehemaligen Einrichtungen,
die nach § 11 Abs. 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbezo-
gene Daten des Betroffenen oder eines Dritten in Akten verbunden, so
ist die Übermittlung abweichend von § 11 Abs. 5 nur nach vorheriger
Trennung oder Unkenntlichmachung dieser Daten zulässig.

§ 35
Widerspruchsrecht

(1) Der Betroffene kann der Verarbeitung und Nutzung seiner perso-
nenbezogenen Daten widersprechen, wenn die Daten ohne seine Mit-
wirkung durch eine ehemalige Einrichtung erhoben oder gespeichert
wurden und die Daten nach geltendem Recht nicht ohne seine Mitwir-
kung erhoben werden dürfen oder wenn anzunehmen ist, dass sie un-
ter Verstoß gegen die Menschenwürde erhoben worden sind.

(2) Der Betroffene ist in geeigneter Weise über

1. die Herkunft solcher Daten,

2. die Art der ursprünglichen Verwendung,
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3. die Art und den Umfang der beabsichtigten Verarbeitung oder Nut-
zung,

4. die nunmehr zuständige speichernde Stelle und

5. die bestehende Widerspruchsmöglichkeit

zu unterrichten. Die Unterrichtung kann auch in allgemeiner Form er-
folgen, soweit eine Einzelunterrichtung wegen des damit verbundenen
unverhältnismäßigen Aufwands nicht geboten erscheint und schutz-
würdige Belange der Betroffenen nicht überwiegen.

§ 36
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten je-
weils in weiblicher und männlicher Form.

§ 36a
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz wird das Recht auf Schutz personenbezogener
Daten im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Lan-
des Sachsen-Anhalt eingeschränkt.

§ 37
(In-Kraft-Treten)

Dok-Ende
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